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4 AZR 105/92

12 sa 79/91 Berlin
Im Namen des Volkes!

Verkindet am
23. September 1992

Urteil

Haust,

Amtsinspektorin

als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschaftsstelle

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mind-
lichen Verhandlung vom 23. September 1992 durch den Vorsitzenden
Richter Schaub, die Richter Schneider und Dr. Wiffimann sowie die

ehrenamtlichen Richter Fieberg und Kamm f{ir Recht erkannt:
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil
des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 20. Ja-
nuar 1992 - 12 Sa 79/91 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil
des Arbeitsgerichts Berlin vom 14. Oktober
1991 - 63 Ca 6098/91 - abgedndert:

Die Klage wird abgewiesen.

3. Der Klager hat die Kosten des Rechtsstreits zu
tragen.

Vvon Rechts wegen!

Tatbestand:

Die Parteien streiten Uber die Frage, mit welcher Kindi-

gungsfrist das Arbeitsverh&ltnis zwischen ihnen zu beenden ist.

Der Kla&ger war seit dem 2. September 1974 bei der Beklagten
und deren Rechtsvorgangerin als Angestellter beschéftigt. Er war
zuletzt als Meister flr die Lagerwirtschaft verantwortlich fir
die sté&ndige Aktualisierung des zentralen Artikelkataloges ent-
sprechend der Verantwortlichkeit fOr Erzeugnis- und Leistungs-
normative im ehemaligen Wohnungsbaukombinat Berlin. Sein monatli-

ches Bruttoeinkommen betrug 1.775,—-— DM.

Auf das Arbeitsverh&ltnis der Parteien fand kraft beidersei-
tiger Tarifbindung der Tarifvertrag zur Uberleitung des Rahmenta-
rifvertrages fir die technischen und kaufménnischen Angestellten
des Baugewerbes auf das Gebiet der finf neuen Lander und des Ost-

teils des Landes Berlin vom 11. Februar 1991 (Uberleitungstarif-

- —~—
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TVG) .

Hierin heifft es in § 2:
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§ 4 Abs. 1 Satz 1

"Grundsatzregelung

Der Rahmentarifvertrag fir die technischen und
kaufmdnnischen Angestellten des Baugewerbes im
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und des
Landes Berlin vom 12. Juni 1978 in der Fassung
vom 27. April 1990 (RTV-Angestellte), der als An-
lage beigefigt wird und Bestandteil dieses Ver-
trages wird, gilt in den Landern Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen—-Anhalt
und Thiringen sowle in dem Tell des Landes Ber-
lin, in dem der Rahmentarifvertrag bisher nicht
galt, sowelt in diesem Tarifvertrag nicht abwei-
chende Regelungen getroffen werden."

§ 11 des Rahmentarifvertrages fUr die technischen und kauf-

ma&nnischen Angestellten des Baugewerbes im Gebiet der Bundesrepu-

blik Deutschland und des Landes Berlin vom 27. April 1990 (RTV-

Angestellte) hat folgenden Wortlaut:

ll§ 11
Beendigung des Arbeitsverhdltnisses
1. Kindigung

1.1 Die Kindigungsfristen richten sich nach den
gesetzlichen Vorschriften.

1.2 wadhrend der Probezeit kann das Arbeits-
verhdltnis mit einmonatiger Frist 2zum Mo-
natsende gekindigt werden. Eine Beendigung
des Probearbeitsverhdltnisses aus wichtigem
Grund gemadR § 626 BGB bleibt hiervon unbe-
ruhrt.

1.3 Bei einer aushilfsweisen Beschdftigung bis
Zu einem Monat ist eine Kindigungsfrist von
drei Tagen einzuhalten. Sofern die aus-
hilfsweise Beschdftigung bis 2zu drei Mona-
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ten dauert, ist eine Kindigungsfrist von
einem Monat zum Monatsende einzuhalten.

1.4 Jede Kindigung muff schriftlich erfolgen.

1.5 Nach der Kindigung sowie vor Ablauf eines
auf Zeit oder Zweck eingegangenen Arbeits-
verhdltnisses ist der Angestellte 2zur Be-
werbung um eine neue Anstellung fir eine
angemessene Zeit von der Arbeit freizustel-

len. Dies gilt nicht fir die nach Nr. 1.3
Eingestellten."

Die Beklagte kiindigte das Arbeitsverhdltnis gegeniber dem
Klidger mit einem auf den 31. Januar 1991 datierten Schreiben or-
dentlich aus betriebsbedingten Grinden zum 2. April 1991. Das

Kindigungsschreiben ging dem Klager am 30. Januar 1991 zu.

Hiergegen erhob der Klager Kindigungsschutzklage, die am

22, Marz 1991 beim Arbeitsgericht einging.

Der Klager hat die Auffassung vertreten, mit der Einfdhrung
des RTV-Angestellte flUr die technischen und kaufménnischen Ange-
stellten in den fUnf neuen Bundeslandern und Ostberlin sei nun-
mehr des AngKSchG anzuwenden und daher bei zwdlfjahriger Beschaf-

tigungsdauer eine sechsmonatige Kindigungsfrist einzuhalten.

Der Klager hat zuletzt beantragt

festzustellen, daR das Arbeitsverhdltnis der Par-
teien durch die ordentliche Kindigung der Beklag-
ten vom 31. Januar 1991, dem Klager zugegangen am
30. Januar 1991, nicht zum 2. April 1991, sondern
erst zum 30. September 1991 aufgeldst wurde.
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Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat die Auffassung vertreten, in den neuen Landern seien
weiter die Kindigungsfristen des § 55 AGB-DDR in der Fassung des
Gesetzes vom 22. Juni 1990 anzuwenden. In der Anlage I des Eini-
gungsvertrages sei das AngKSchG ausdrilicklich von der Uberleitung
in die neuen Bundeslander ausgenommen worden. Etwas anderes erge-—
be sich auch nicht aus § 11 Ziff. 1.1 RTV-Angestellte in Verbin-
dung mit dem Uberleitungstarifvertrag/RTV-Angestellte. Geltendes

Gesetz im Sinne dieser Regelung kdénne nur § 55 AGB-DDR sein.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar-
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurickgewiesen. Hier-
gegen richtet sich deren Revision. Der Klager beantragt, die Re-

vision zurickzuweisen.

Entscheidungsgriande:

Die Revision ist begriindet. Das Arbeitsverhaltnis der Par-
teien hat auf die Kindigung der Beklagten mit dem 2. April 1991

sein Ende gefunden.

I. Die Beklagte hat dem kléger mit ihrem Schreiben vom 31. Ja-
nuar 1991 zum 2. April 1991 gekindigt, also entgegen der Regelung
in 8 55 AGB-DDR nicht zum Monatsende. Aus dem Gesamtzusammenhang

des Kindigungsschreibens ergibt sich jedoch, daf sie damit nicht

JLaw — Gesetze und Urteile e Avallable on the
Kostenlos (mobile App) > Google'play App Store

Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

Zydsad HYIN J e/g §§ YorU Juequale( S[e Puls SUN[WWESS[19)1() 9P (D], YoNY SIOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

-6 - Matthias Prinz
Rechtsanwalt

den Kindigungstermin veré&ndern wollte, sondern lediglich in feh-
lerhafter Anwendung des § 193 BGB dem Umstand Rechnung tragen
wollte, dafs im Jahr 1991 das Osterfest auf den 31. Marz und

1, April fiel. Im Ubrigen ergibt sich aus dem beiderseitigen Par-
teivortrag, daf sowohl der Klidger wie die Beklagte nur uber die
Frage streiten, welche Kindigungsfristen anzuwenden und sich fir
den Fall der Anwendbarkeit der Fristen des § 55 AGB-DDR einig
sind, daf das Arbeitsverhé&ltnis mit dem 2. April 1991 sein Ende

gefunden hat.

II. Die von der Beklagten anzuwendende Kundigungsfrist richtet
sich nach § 55 Abs. 2 AGB-DDR. Hiernach betrégt die Kindigungs-
frist 2wei Monate zum Monatsende, wenn der Arbeitsvertrag in dem-—
selben Betrieb oder Unternehmen mindestens zehn Jahre bestanden
hat. Bel der Berechnung der Besché&ftigungsdauer werden Zeiten,
die vor der Vollendung des 25. Lebensjahres des Arbeitnehmers
liegen, nicht bericksichtigt. Nach den Feststellungen des Landes-
arbeitsgerichts hat der Klager nach Vollendung des 25. Lebensjah-
res eine Betriebszugehérigkeit von mehr als 12 Jahren aufzuwei-

sen.

III. Der Senat vermag dem Landesarbeitsgericht nicht darin zu
folgen, dafR fur die Berechnung der Kindigungsfrist in dem Gebiet
der neuen Bundesldnder § 622 BGB und § 1 AngKSchG Anwendung fin-

den.

1. Der Tarifvertrag zur Uberleitung des Rahmentarifvertrages
fir die technischen und kaufmé&nnischen Angestellten des Baugewer-

bes auf das Gebiet der fUnf neuen Bundeslé&nder und des Ostteils
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des Landes Berlin (Uberleitungstarifvertrag/RTV-Angestellte) vom
11. Februar 1991 enthdlt keine Regelungen Uber die Kindigungsfri-

sten auf dem Gebiet der neuen Bundeslander.

a) Nach § 2 des Uberleitungstarifvertrages gilt der Rahmenta-
rifvertrag fir die technischen und kaufmé&nnischen Angestellten
des Baugewerbes im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und des
Landes Berlin vom 12. Juni 1978 in der Fassung vom 27. April 1990
(RTV-Angestellte) in den neuen Bundesladndern, soweit in den fol-
genden Bestimmungen keine abweichenden Regelungen getroffen sind.
Wortlaut und Zweck des Uberleitungstarifvertrages bestehen darin,
im Bereich des Baugewerbes die Arbeitsbedingungen zu vereinheit-
lichen, soweit im Tarifvertrag von diesem Grundsatz keine Ausnah-
men gemacht werden. Die §§8 3 bis 7 des Uberleitungstarifvertrages
enthalten aber keine Regelungen Uber die Kindigungsfristen in den

neuen Bundesldndern.

b) Eine Regelung der Kindigungsfristen ist entgegen der Auffas-
sung des Klagers auch nicht daraus abzuleiten, daB in § 2 Uber-
leitungstarifvertrag der RTV-Angestellte zum Bestandteil des
Uberleitungstarifvertrages gemacht worden ist. Hieraus 1&R8t sich
allein der Schluf ziehen, daR die Normen des RTV-Angestellte auch

auf dem Gebiet der neuen Bundeslander gelten.

c) Zu folgen vermag der .Senat nicht der auffassung der Klagers,
daf® aus der Vorbemerkung Abs. 4 zur Anlage I des Einigungsvertra-
ges Auslegungshilfen gewonnen werden kénnen. In der Vorbemerkung

heiBt es, dafl dann, wenn in itibergeleitetem Bundesrecht auf andere
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Rechtsvorschriften der Bundesrepublik verwiesen wird, die Verwei-
sung wirksam ist, wenn die in bezug genommenen Rechtsvorschriften
nicht lUbergeleitet werden (BGBl. II S. 885, 907). Diese Rechtsge-
danken sind aus mehreren Grunden nicht anzuwenden. Es ist nicht
ohne weiteres davon auszugehen, daB die gesetzliche Regelung auch
fir Tarifvertrage anzuwenden ist. Dartber hinaus findet die Vor-
schrift schon nach ihrem Wortlaut keine Anwendung. Es besteht

kein Streit, daR § 55 AGB-DDR aufrechterhalten worden ist.

2. Nach dem RTV-Angestellte richten sich die Kindigungsfristen
nach den gesetzlichen Vorschriften. Gesetzliche Vorschriften auf
dem Gebiet der neuen Bundesld&nder kénnen nur die des § 55 AGB-DDR

sein.

a) Der Wortlaut des RTV-Angestellte ist nicht eindeutig. Bei
dem Abschluf des RTV kénnen die Tarifvertragsparteien unter dem
Begriff der gesetzlichen Vorschriften nur die Kindigungsregelun-
gen in den alten Bundeslé&ndern verstanden haben, denn der Tarif-
vertrag stammt aus einer Zeit vor der Wiedervereinigung. Gleich-
wohl 148t sich hieraus nicht der SchluB ziehen, da® auch in der
aufgrund des Uberleitungstarifvertrages geltenden Fassung des
RTV-Angestellte im Gebiet der neuen Bundeslander das Kindigungs-
recht der Alt-Bundeslé&nder angesprochen ist. Vielmehr muf im Wege
der Auslegung ermittelt werden, was die Tarifvertragsparteien ge-
wollt haben. Nach der gefestigten Rechtsprechung des Senats sind
bei der Auslegung der Wortlaut, der Gesamtzusammenhang und der
Tarifzweck zu berlicksichtigen (BAG Urteil vom 12. September 1984,
BAGE 46, 308, 313 = AP Nr. 135 zu § 1 TVG Auslegung; BAG Urteil

vom 28. April 1988 - 2 AZR 750/87 - AP Nr. 25 zu § 622 BGB; BAG

i
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Urteil vom 25. November 1987 - 4 AZR 403/87 - AP Nr. 18 zu § 1
TVG Ausldsung; BAG Urteil vom 9. Marz 1983, BAGE 42, 86 =

Nr. 128 zu § 1 TVG Auslegung, jeweils mit weiteren Nachweisen).
Dagegen ist der subjektive Wille der Tarifvertragsparteien nur
dann und insoweit zu bericksichtigen, wie er in den Normen des
Tarifvertrages seinen Niederschlag gefunden hat. Dies gilt vor
allem auch dann, wenn sich die Tarifvertragsparteien nicht ge-
einigt haben. Aus einem Rundschreiben der Arbeitgeberverbande
ergibt sich, daf schon bei den Tarifvertragsverhandlungen dariber
Auslegungsstreit bestand, ob mit der gewdhlten Formulierung das
Recht der alten oder neuen Bundesldnder in Bezug genommen ist.
Insoweit handelt es sich nicht um eine Regelungslicke der Tarif-

vertrége, sondern um eine der Auslegung zugéngliche Rechtsfrage.

b) Aus dem Gesamtzusammenhang des Tarifvertrages ergibt sich,
daR mit dem Begriff der gesetzlichen Vorschriften auf dem Gebiet

der neuen Bundeslander die Regelung des § 55 AGB-DDR gemeint ist.

Die Tarifvertragsparteien haben sich in § 11 RTV-Angestellte
grundséatzlich einer eigenstdndigen Regelung der gesetzlichen Kin-
digungsfristen enthalten und auf die gesetzlichen Vorschriften
verwiesen. Sie haben lediglich eine eigene Sonderregelung fir
Probe- und Aushilfsarbeitsverhéltnisse geschaffen. Dies war fir
Probearbeitsverhdltnisse notwendig, weil diesen § 622 BGB keine
Rechnung tréagt. Dies war flir Aushilfsarbeitsverhdltnisse notwen-
dig, wenn man die Kindigungsfrist festlegen wollte und dies nicht

ilber §8 622 Abs. 4 BGB der Einzelvereinbarung tUberlassen wollte.
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Enthalten sich die Tarifvertragsparteien einer eigenen Rege-
lung und verweisen auf die gesetzlichen Vorschriften, so ist
nicht von einem eigenen Normsetzungswillen auszugehen. Eine der-
artige Verweisung hat allein deklaratorischen Charakter (BAG Ur-
teil vom 28. Januar 1988 - 2 AZR 296/87 — AP Nr. 24 zu § 622 BGB,
z2u 2 ¢ aa der Grinde; Urteil. vom 27. August 1982, BAGE 40, 102 =

AP Nr. 133 zu § 1 TVG Auslegung).

Enthalt § 11 RTV-Angestellte in den alten Bundeslandern aber
allein eine Blankettverweisung auf die gesetzlichen Vorschriften,
so kann die Norm auch als Bestandteil des Uberleitungstarifver-
trages nicht konstitutiv die gesetzlichen Kindigungsregelungen
der alten Bundeslander in die neuen Bundeslander uUbertragen.
Gemd& Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet A Abschn. III Ziff. 1 a
EV ist § 55 AGB-DDR im Gebiet der neuen Bundeslander in Kraft ge-
blieben. Dagegen ist das Gesetz Uber die Fristen fir die Kiundi-
gung von Angestellten (AngKSchG) nicht gem. Art. 8 EV Ubergelei-

tet worden (Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet A Abschn. I EV).

c) Die Verweisung auf die gesetzlichen Vorschriften des § 55
AGB-DDR widerspricht nicht dem Ziel der Vereinheitlichung der Ar-
beitsbedingungen in Ost und West nach dem Uberleitungstarifver-
trag. Die Tarifvertragsparteien haben in autonomer Regelungskom-
petenz keine schematische Angleichung der Arbeitsbedingungen in
den alten und neuen Bundeslandern vorgenommen, sondern, wie sich
aus dem Uberleitungstarifvertrag selbst ergibt, einen Anglei-
chungsprozef? in Gang gesetzt, der zunachst einmal den wirtschaft-

lichen und sozialen Bedingungen Rechnung tragt.
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d) Auch fur Tarifvertrége gllt der Rechtsgrundsatz, daf sie so
auszulegen sind, daR sie mdéglichst den gesetzlichen und verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben entsprechen. Sie sind gesetzes- und
verfassungskonform auszulegen. Im EV ist § 55 AGB-DDR aufrechter-
halten worden (BT-Drucks. vom 10, September 1990 - 11/7817 8. 135
bis 136), weil § 622 Abs, 2 BGB und § 1 AngKSchG einen Verstof
gegen den Gleichheitssatz enthalten (Art. 3 Abs. 1 GG). Das Bun-
desverfassungsgericht hat festgestellt, daf die gegeniiber den fur
Angestellte geltenden kilirzeren Kiundigungsfristen £flr Arbeiter
verfassungswidrig sind, wenn £ir die abgekirzten Kindigungsfri-
sten keine sachlichen Grinde sprechen (BVerfG Beschluf’ vom

30. Mai 1990, BGBl1l. I S. 1727 = AP Nr., 28 zu § 622 BGB). Es kann
aber nicht angenommen werden, daR die Tarifvertragsparteien des
Baugewerbes die verfassungsrechtlich zweifelhafte Rechtslage der
Alt-Bundeslénder mit einer Blankettverweisung auf die neuen Bun-
deslé&nder Ubertragen haben. Dies um so weniger, als die Tarifver-
tragsparteien in Kenntnis der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum gleichen Zeitpunkt den Uberleitungsvertrag BRTV
Baugewerbe abgeschlossen haben, in dem sie in § 11 eine gegeniiber
den Grundkindigungsfristen des § 12 BRTV-Bau abweichende Kundi-
gungsfrist von zwei Wochen ausdricklich vereinbart habken, die der

gesetzlichen Regelung in § 55 Abs. 1 AGB-DDR entspricht.

e) Der Senat vermag auch nicht der Rechtsprechung der Landesar-
beitsgerichte zu folgen, die in der Verweisung der Tarifvertrage
auf § 55 AGB-DDR einen Wertungswiderspruch sehen, weil waéhrend
der Probezeit eine tarifliche Mindestkindigungsfrist von einem
Monat und wdhrend des Aushilfsarbeitsverhdltnisses eine Kindi-

gungsfrist von drei Tagen einzuhalten ist, wé&hrend die klrzeste
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Kindigungsfrist nach § 55 AGB-DDR zwei Wochen betragt. Es mag
sein, daf die Kindigungsfristen in einem Dauerarbeitsverhdltnis
regelmdRig langer als in einem Probearbeitsverhdaltnis sind.
Gleichwohl kann dieser Umstand nicht dazu fihren, dag die flir die
Auslegung von Tarifvertrégen geltenden Grundsdtze verletzt wer-
den. Dies gilt insbesondere dann, wenn der behauptete Wertungswi-
derspruch einen sachlich durchaus rechtfertigenden Grund haben
kann. Im Recht der Alt-Bundeslander ist die ordentliche Kindigung
in befristeten Probearbeitsverhdltnissen ausgeschlossen, es sei
denn, daf sie vorbehalten worden ist (BAG Urteil vom 29. Juni
1989 - 2 AZR 482/88 - AP Nr. 7 zu § 174 BGB = NZA 1990, 63, zu

IT 2 der Grinde). Es ist daher durchaus denkbar, daf mit der Ver-
lédngerung der Kindigungsfrist wadhrend der Probezeit den verdnder-—
ten technischen und wirtschaftlichen Verhaltnissen der Betriebe

Rechnung getragen wird.

IV. Der Klager rugt zu Unrecht, daf die unterschiedlichen Kindi-
gungsfristen in den alten und neuen Bundeslandern einen Verstof

gegen den Gleichheitssatz enthalten.

1. Art. 3 Abs. 1 GG verbietet dem Gesetzgeber eine willkiirlich
ungleiche Behandlung des in wesentlichen Punkten Gleichen. Der
Gleichheitssatz ist daher dann verletzt, wenn sich ein verninfti-
ger, aus der Natur der Sache sich ergebender oder sonst sachlich
einleuchtender Grund fir die gesetzliche Differenzierung nicht
finden laBt. Dem Gesetzgeber steht nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts weitgehend Gestaltungsfreiheit zu. Auch
das Bundesverfassungsgericht tiberpriGft nur die aulersten Grenzen

der gesetzgeberischen Freiheit. Ein Verstof gegen Art. 3 Abs. 1
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GG kommt daher nur dann in Betracht, wenn der Gesetzgeber eine
Gruppe von Normadressaten im Vergleich zu anderen ungleich behan-
delt, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von sol-
cher Art und solchem Gewicht bestehen, daf sie die Ungleichbe-
handlung rechtfertigen kénnten (BVerfGE 55, 72, 88; 81, 156, 205;
81, 228, 236; 82, 60, 86; 83, 238, 337; 83, 395, 401).

2, Der Gesetzgeber des Einigungsvertrages hatte sachliche Grin-
de von hinreichendem Gewicht, die Rechtseinheit auf dem Gebiet
der Kindigungsfristen nicht herzustellen. Nach der Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts vom 30. Mai 1990 sind ungleiche
Kindigungsfristen fir Arbeiter und Angestellte verfassungswidrig.
Es war daher durchaus sachlich gerechtfertigt, daR insoweit von
der Ubertragung des Rechts der Alt-Bundeslénder abgesehen wurde.
Uberdies lassen die noch unterschiedlichen wirtschaftlichen und
sozialen Verhé&ltnisse in den neuen Bundesléndern eine Differen-
zierung zu. Ob eine Differenzierung auf Dauer zulassig ist,
braucht der Senat nicht zu entscheiden. Der Gesetzgeber muf fir
die alten Bundeslénder eine Neuregelung treffen, und zwar unab-
hangig von dem Regelungsauftrag fir ein Arbeitsverhdltnisrecht

des Art. 30 EV.

Schaub Dr. wWifmann Schneider

Fieberg Kamm

JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile AQQ)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flir Android JLaw — fir i0OS

31, YONY SIOMUTE]

§§ oeu yuequaje(J s[e purs :‘;[IHIII[III\"\\]IJ] 1N I9p 9t

0s98 DYIN Jj BLY

z)my


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

RSS[I9)I) I9P J[I9 T, YoNY SIOMUIH

1ZINYPsa8 HYIN JF BLY §§ YoeU Juequaje( S[e puls Sun

JLaw — Gesetze und Urteile JR— Ava..ame on the
Kostenlos (mobile App) » Google'play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	1. Kündigung

	6

	9

	10

	11

	12

	13




